
1. Fertigung 

SATZUNG 

zur j^nderung und Ergänzung des BeTaauungsplcmes 

"West - Nordteil" v-om 31. 12. 1961 

(am 9. 11. 1962 vom Landratsamt Bruchsal genehmigt) 

wegen Baulandumlegung, Anordnung der Garagen- 

und Nebengebäude und Vergrbfierung der Hauptgebäude 

I. Aufgrund § 10 BBauG vom 23. 6. 1960 (BGBl.I.S.341) und § 4 der 

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg vom 25. 7. 1955 (Ges.Bl. 

S.128) sowie des § 111 der landesbauordnung Baden-Württemberg 

(LBO) vom 6. 4. 1964 (Ges.Bl.S.ISI) besohließt der Gemeinderat 

in seiner Sitzung vom die Xnderung und Ergänzung des 

Bebauungsplanes "West - Nordteil" als Satzung. 

II. Bestandteile dieser Satzung sind: 

1. Blatt 2 a Straßen- und Baulinienplan M lilOOO 

2. die naohstehendon Eestsotzungen in den §§1-7 

/ 

III. Die genehmigte Xnderung und Ergänzung des Bebauungsplanes 

"West - Nordteil" wird mit der in § 12 BBauG vorgeschriebenen 

Bekanntmachung rechtsverbindlich. 

§ 1 Art der baulichen Nutzung 

1. 13er gesamte Bereich des Bebauungsplanes, mit Ausnahme der nach¬ 

stehend besonders beschriebenen Gebietsteile, wird als allge¬ 

meines Wohngebiet nach § 4 BauNTO festgelegt. 

Von den in § 4 Abs. 3 in der BauNVO ausnahmsweise zugelassenen 

Anlagen sind in diesem Baugebiet nur Funkt 6, Ställe für Elein- 

tierhaltung erlaubt. 

2. Die Gebietsteile in unmittelbarem Anschluß an die Hauptstraße 

(B 292) Nordseite und an der Allmendstraße Nordseite von K 2 bis 

Lgb.Nr. 1128 und 1134/3 werden als Borfgebiet (MD) nach fj 5 

BauNVO festgesetzt. 

3. Die Gebietsteile westlich L und ostwärts L - K 0 - K und 13289 

werden als reines Wolmgebiet (WH) nach § 3 BauNVO festgesetzt. 
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4. Garagen und Nebengebäude sowie gewerbliche Gebäude sind im 

Rahmen des Straßen- und Baulinienplanes Blatt 2 a zugelassen. 

§ 2 Maß der baulichen Niitznwp; 

1. Für die Überbauung der Grundstücke gelten die Pestsetzungen im 

Straßen- und Baulinienplan Blatt 2 a in Verbindung mit § 17 

BauNVO. Hierbei müssen die Vorschriften des § 4- dieser Satzung 

über die Gestaltung der Bauten eingehalten werden; 

2. Die festgesetzte Zahl der Vollgeschossö ist zwingend. 

Im Dorfgebiet sind höchstens 2 Vollgeschosse aulässlg. 

3* Bie Grundflächenzahl wird festgesetzt» 

Für das reine Wohngebiet und das allgemeine Wohngebiet 

bei 1 - 2-ge8choa8iger Bauweise auf 0,4 und bei mehr ale 

2-ge8Chossiger Bauweise auf 0,3. 

Für das Dorfgebiet auf 0,4. 

4. Die Gesohoßflächenzahl wird festgesetzt» 

4.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im reinen Wohngebiet 

bei eingeschossiger Bauweise auf 0,4, 

bei zweigeschossiger Bauweise auf 0,6 

bei viergeschossiger Bauweise auf 1,0 

' 4.2 Im Dorfgebiet darf die Gesohoßflächenzahl abweishend von 

§ 17 BauNVO 1,0 betragen. 

§ 3 Bauwelce 

1. Für das Gebiet des Bebauungsplanes ist mit Ausnahme der Bebauung 

entlang der Hauptstraße - Nordseite und für das Gebäude westlich 

D, für welche die geschlossene Bauweise festgesetzt ist, die' 

■offene Bauweise festgesetzt. 
t 

2. Für die zulässige Geschoßzahl, die Stellung und die Firntrichtung 

der Gebäude sind die Eintragungen im Straßen- und Baulirilenplan 

Blatt 2 a maßgebend. ' 

3. Für die Stellung und den Abstand der einzelnen Gebäude uind die 

Einzeichnungen im Straßen- und Baulinienplan Blatt 2 a maßgebend. 

Der Abstand der freistehenden TIauptgebäude untereinander beträgt 

mindestens 8 ip. 

- 3 - 
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§ 4 Greetaltung der Bauten 

1. Die Grundrisse der Gebäude sollen ein langgestrecktes Rechteck 

bilden. 

2. Die Hausabmessungen im allgemeinen Wohngebiet sollen betragen: 

bei zweigeschossigen Hauptgebäuden mindestens 1l/8 m, 

höchstens 14/10 m, für das Gebäude nördlich L 5 höchstens 22/10 m. 

Die Haustiefe im reinen Wohngebiet soll betragen: 

bei zweigeschossigen Hauptgebäuden mindestens 9 m, höchstens 10m, 

bei vi.ergeschoeslgen Hauptgebäuden mindestens 10 m, höchstens 12 m. 

Die Gebäudelänge für die zwei» und viergeschossigen Pkiuptgebäude 

ergibt sich aus den Festsetzungen des Straßen- und Baulinienplanes 

Blatt 2a. 

Die Hausabmessungen im Dorfgebiet dürfen|die vorstehenden Mindest- 

abmesBungen nicht unterschreiten. 

Die Abmessungen der Garagen und Nebengebäude im Dorfgebiet sind 

nicht besonders festgesetzt. 

3. Die Gebäudehöhe, von Oberkante Erdgeschoßboden bis Oberkante 

Hausgcsims gemessen, darf nicht übersteigen: 

bei Garagen im reinen Wohngebiet 2,5m, 

bei Nebengebäuden und Garagen im allgemeinen Wohngebiet 3*0 m, 

- bei Nebengebäuden im Dorfgebiet 5,50 m, 

bei zweigeschossigen Hauptgebäuden 5,8 

bei viergeschossigen Hauptgebäuden 11,3 

Dm die zugelassene Gebäudehöhe zu erreichen, ist es erlaubt, die 

Hausgesimshöhe bis 0,40 m über der obersten Geschoßdecke anzu¬ 

ordnen. 

4. Die sichtbare Spckelhöhe muß möglichst niedrig gehalten werden. 

Dis Angaben in den Querprofilen und Ansichten des genehmigten 
' ah# 

Bebauungsplanes Nordteil Blatt 4 in Verbindung mit Blatt 3 

Gestaltungsplan müssen grundsätzlich eingehalten werden. 

Soweit es sich um die Schließung von Baulücken handelt, muß 

die Sockelhöhe den benachbarten Gebäuden angepaßt werden. 

- 4 - 
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5. Die Dachneigung muB betragen* Hauntgebauden im allge- 

- “;r r„r. 
daoh ist vorgeaohriefc«, ^gO gie müasnn aber dach ist . vorge»«^^**v4 „ aR 

b. Bei den Hauptgebaxiden angegllohen werden, 

^i rrr/::-: —bt«. -cbdaob a» bbeberene 

and Bebeng.bgaden i» allg.»ainen «biet 

,s - 33». -1— rdirira^rdrr'oaragen und Beben¬ 

in den Ballen, ,in ene «tehen iet Blaohdaoh 
gebäad. auf der GrundetüelCBgrenae etehen. 

(haohstens 2° Beigang) eine Baohneigung von 
Bei den Bebengebauden im Dorf gebiet iet eine 
Bei den ne a maohdaoh ist augelaesen. 
hBohetene 45 erlaubt, Gebäuden mit Steildach 

Dachgauben und “ „o *„ verteilen, ctafl eine 
gestattet. Sii sind auf der o Klarheit der Daohfoi-m nicht 
barmonische Birhung entsteht der 

t‘.:r r.™ ...... 
der seitenlange des Sebäudes .Rechen 

Ble nahe der Stirnseiten der Gauben „ 0,90 m 

betragen. Dauhgauben und der Dachgauben 

die Traufe nicht »f®f;f;:;;,r„rn rvchlaufen. Bie Seiten- 

Z7Z TZZTZZn und I^chaufbauten sollen in Barbe und Bau- 

Stoff der Dachdeclcung angejaSt werden. , ■ 

S 5 WabwngebftucLe un<^ Garagen 
^ ^ ’—“TTT T^T^^Ibengebäude als Garagen bzw. 

. in -1^«®”®^“®“ ^;^Veintierhaltung entsprechend den Best- 
Garagen mit Ställen mienplan Blatt 2 a gestattet. 

Setzungen im Straßen- un j^ebengebäude zwischen der Hinter« 
. Tt« Tio-fgebiet sind Garagen und Nebengecaua 

»e,« 

C. 

d. 

e. 
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3. Saragen und Nebengebäude dürfen nicht vor Errichtung der Haupt¬ 
gebäude erstellt werden. 

4. Garagen und Nebengebäude müssen im allgemeinen Wohngebiet und 

'Äischgebiet eingeschossig, im Dorfgebiet dürfen sie hbehetens 

zweigeschossig erstellt werden. 

5. Garagen und Nebengebäude auf einem Grundstück dürfen nicht als 

einzelne Baukörper errichtet werden, sondern müssen zu Gebäude¬ 

gruppen zusammengesetzt werden. 

§ 6 Einfriedigungen und Vorgärten 

1. Die Einfriedigungen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen 

bestehen aus Sockeln bis 0,30 m Höhe aus Naturstein oder Beton. 

2. Seitliche Abgrenzungen im Vorgartengelände müssen nach Mtglich- 

ceit ganz unterbleiben. 

3. 2ur Sicherung des rückwärtigen Geländes ist es gestattet, etwa 

auf Höhe der Baulinie Zäune oder dichte Hecken von höchstens 

l,4o m Höhe anzubringen. Die Zäune zweier benachbarter Grund¬ 

stücke müssen in Material, Earbe und Höhe aufeinander- abge¬ 

stimmt sein. Im Bereich dos Sichtwinkels dürfen die Zäune 

höchstens 0,80 m über Straßenhöhe betragen. 

4. Die Verwendung von Stacheldraht als Einfassung ist nicht gestattet 

5. Die Vorgärten müssen nach Portigstellung der Gebäude als Zier¬ 

gärten mit Rasen, Sträuchem und Blumen angelegt und unterhalten 

werden. 

6. Vorplätze müssen planiert und befestigt werden. 

7. llaragenabfahrton in der Vorgartenzone sind nicht gestattet. 

§ 7 Ausnahmen 

Die Baurechtsbehörde kann ira Einvernehmen mit der Gemeinde in 

begründeten Fällen gemäß § 31 BBauG folgende Ausnahmen von den 

Vorschriften dieser Satzung erteilen. An die Ausnahmen können 

Bedingungen geknüpft werden. 

Ausnahmen von folgenden Vorschriften dieser Satzung sind möglich, 

wenji hierdurch; die Einheitlichkeit des Baugebietes nicht beein¬ 

trächtigt wird. 

— 6 — 
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1. Zu § 2 Abe. 3 und Die G-rundflächenzahl und Geachoßfläohenzahl 

kann bis zu den Werten des § 17 BauNVO erhöht werden. 

2. Zu § 4- Abs 2i Abweichungen von den festgesetzten Hau sahne ssungon 

^ können zugelassen werden. 

3. Zu § 4 Abe. 3* Abweichungen in den vorgee'chriebenen Oebäidehöhen 

können im Dorfgebiet zugelasssn werden. 

4. Zu § 4 Abs. 5: Abweichungen von der Dachneigung können zage- 

lasseii werden. 

, 5. Abweichungen in der Stellung der Garagen- und Nebengebäude unter 

der Voraussetzung, daß zwei benachbarte Garagen und Nebengebäude 

eine bauliche Einheit bilden. 

J 

östringen, den 

Der Gemeinderats 
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GEMEINDE ^ 
ÖSTRINGEN 
BEB.-PLAN „WEST"(NORDTEIL) 
STRASSEN -UND BAULINIENPLAN M = M OOO 
BEBAUUNGSPLAN-ÄNDERUNG UND ERGÄNZUNG 

» > > ■ » 

100.00 

(100.00) 

FESTGESTELLTE ODER BESTEHENDE STRASSENBEGRENZUNGSLINIE 

AUFZUHEBENDE 

NEU FESTZUSTELLENDE 

FESTGESTELLTE ODER BESTEHENDE BAULINIE 

NEU FESTZUSTELLENDE 

BAUGRENZE 

GRENZE DES PLANUNGSGEBIETES 

ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHE 

GEHWEGFLÄCHE 

NICHT BEBAUBARE PRIVATE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 

4. Ä/r 
fm Tr'C 

^ TT ^«ir ^ 

ff i ^ 

GäRäGEN - UND NEBENGEBÄUDE max. 6.5 x 9m 

GEMEINSCHAFTSGARAGEN 

GEMEINSCHAFTSSTELLPLÄTZE 

DORFGEBIET 

ALLGEMEINES WOHNGEBIET 

DOPPELGARAGE max. 6.5 x 6.5m 

ÖFFENTL PARKPLATZ 

BESTEHENDE GRUNDSTÜCKSGRENZE 

NEUE 

STRASSENPUNKT 

GELÄNDEHÖHE 

NEUE STRASSENHÖHE 

BESTEHENDE BEBAUUNG 1 - 4 GESCH. 

NEUE " 2-4 

WEGFALLENDE 

□ GEWÄSSER 

SICHTLINIE (EINFRIEDIGUNGSHÖHE BIS BOcm) 

REINES WOHNGEBIET 

GESCHLOSSENE BAUWEISE 

3. FERTIGUNG 

AhaAGfZUM ANTRAG VOM. 
I 

Karltrube, den ”1 ^6j, 
ORTSPLANER 

DIPL-ING. KÜNO WILDERER 
KARLSRUHE, SOPIENSTR. 1U 

STAOTEBAUBORO 
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1 i «'ertlguag 

■ B l § R P w B'g y 

mell f -9 'Als, 6'BMu© 
siir Bela!iiPingsplaB“lMerang bb^ Irgiaaupg! 

^ förv-ias-laiigaMft ”W®st IßK^teil’* ■; 
der G-emelad© öatrimgsa, laMkraiS; Bruchsal 

t,. D®r ■BehauuÄgsplsii:: ”W#'Ut Mordtsil*-Tom 31 * ' 1'^» ;'^961 wiardct ■ 

am 9 « 11, 1962'.iureh das Xanäratsamt, Bruchsal-'gfttslmlgl;* ■: ' /' 

2* - Me eeinersalt dem: BalmuuBgsplaa. h®ig'©g«h@n« *'?oli^@iir@roränöng 

' tther'Btteaumgö'rörsehrM"feea” ;®riEBgte ■%@iBalH©eMskmfto -. , /' 

3. Me B@'baiiuiigsplaa«»lad©raBg mird® notweBdig, -weil'iagwisehöB f.tir 

' disi, das terohgsführt ’wurd#',, ■ ' ' ,' 

.': Auieräem -wurd®. veai XaiiäratsMit Bruchsal ,äi@-'gtmm® Sag®.-ä«ir\ 

:'-'letoeBgehäud®'mä Oamgess y®riaBg%' währeBä im-geaehmigtea,. > ' / 

Sehauimgsplsia ■ ^lir die ABordnttug ■ der lehengeMade. lediglich; ■ / 

' Baugrenseii-yorgeseli®»: waren, '' .;- 

Schlieilieh-1961 die HausahmessUagen-vergi^fdier-t-. 

Mes i,ft;.rd@ hei der ladsrangsplaauisg'©benfäli» herücksie-htigl;-,., 

iaö.em di© im gsnshmigtes Behsuungsplan' ¥org©eeli®a@a HauftgrdieH- V 

'flF das frs±stehsaä0:'1>=='-amä 2^gÄechc?aBig@ Ifeus'-TOB,'9/l2" m dm . 

' llM'arjmgspiaB; himÄchr - mit.-'-l^/l^ ®'auegewiesep wUrdefi", ; ' 

4* Die lüti'siUsglder Äugshie-fe© ■ wurde iÄ ’MderiingsplaQ'' diffireasiert ■ 

iii' BorfgeMet ■'CMB|:j;:;ailgea@iBes"WohögeMei -(WA) Md'-’ reines _ Wohn» 

geMet - ’ l ’ - ;d/; ". , - V' 

_5, M© Grenzen des Hanüngsgehietas der BelsanöhgsplaMliiSeruag ®^^ - 

'"■IrgänzUng'©tiJMienc mii;; dem isereits gMehmigtan 'B&bB.mingS'pifm 

.grtmdMtziißh üMrM'h.' Sie sind im StmSen- und BäulinieMlan ■ 

ersichtlich, ' ■ ''''' - ■ ■ ' ■' ■" 
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6,, SiBe wurÄ© -Äsr 'Vörlsg© 

östriagaHj <l®is :?• 1 *911/ ? ' - &.ylsOTli®t ie» It ,C^i^ 

Bei* Bllrgesaioistsri . ■ • ,D©r Ortsplan^r 
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